
Kabinett beschließt Reform des ehelichen Güterrechts

Das Bundeskabinett hat heute einen Gesetzentwurf zur Reform des Zugewinnausgleichs und der Verwaltung von
Girokonten betreuter Menschen beschlossen. 





Die Bedeutung des Zugewinnausgleichs ist 50 Jahre nach seinem Inkrafttreten besonders aktuell, denn heute wird etwa
jede dritte Ehe geschieden. Bei einer Scheidung mÃ¼ssen die Ehegatten das gemeinsame VermÃ¶gen
auseinandersetzen. Im gesetzlichen GÃ¼terstand, in dem die Mehrzahl der Ehepaare lebt, gibt es zudem den
Zugewinnausgleich. Danach erhÃ¤lt jeder Ehepartner die HÃ¤lfte an dem VermÃ¶genszuwachs wÃ¤hrend der Ehezeit. Zu
den geplanten Regelungen im Einzelnen:



1. BerÃ¼cksichtigung von Schulden bei der EheschlieÃŸung 


Nach geltendem Recht bleiben Schulden, die bei der EheschlieÃŸung vorhanden sind und zu einem sog. â€žnegativen
AnfangsvermÃ¶genâ€œ fÃ¼hren, bei der Ermittlung des Zugewinns unberÃ¼cksichtigt. Der Ehegatte, der im Laufe der Ehe
mit seinem zuerworbenen VermÃ¶gen nur seine anfÃ¤nglich vorhandenen Schulden tilgt, muss diesen
VermÃ¶genszuwachs bisher nicht ausgleichen. Viele Menschen finden das ungerecht. Noch stÃ¤rker betroffen ist der
Ehegatte, der die die Verbindlichkeiten des anderen Ehegatten tilgt und zusÃ¤tzlich eigenes VermÃ¶gen erwirbt. Hier bleibt
nicht nur die Schuldentilgung und der damit verbundene VermÃ¶genszuwachs beim Partner unberÃ¼cksichtigt; der
Ehegatte muss auch noch das eigene VermÃ¶gen bei Beendigung des GÃ¼terstandes teilen. Das soll nun geÃ¤ndert
werden. Negatives AnfangsvermÃ¶gen ist in Zukunft zu berÃ¼cksichtigen. 





Beispiel: Thomas und Regina lassen sich nach 20jÃ¤hriger Ehe scheiden. Thomas hatte bei EheschlieÃŸung gerade ein
Unternehmen gegrÃ¼ndet und 30.000 EUR Schulden. Im Verlauf der Ehe erzielte er einen VermÃ¶genszuwachs von
50.000 EUR. Das EndvermÃ¶gen von Thomas betrÃ¤gt also 20.000 EUR. Seine Frau Regina hatte bei EheschlieÃŸung
keine Schulden und wÃ¤hrend der Ehe ein (End-)VermÃ¶gen von 50.000 EUR erzielt. Sie war wÃ¤hrend der Ehezeit
berufstÃ¤tig und kÃ¼mmerte sich auch um die Kinder, damit sich ihr Mann seinem GeschÃ¤ft widmen konnte. Nur so war
Thomas imstande, seine Schulden zu bezahlen und Gewinn zu machen. Nach geltendem Recht mÃ¼sste Regina ihrem
Mann einen Ausgleichsanspruch in HÃ¶he von 15.000 EUR zahlen, weil seine Schulden bei der EheschlieÃŸung
unberÃ¼cksichtigt bleiben. KÃ¼nftig wird ein sog. negatives AnfangsvermÃ¶gen berÃ¼cksichtigt. Regina und Thomas
haben jeweils einen Zugewinn von 50.000 EUR erzielt. Deshalb mÃ¼sste Regina kÃ¼nftig keinen Zugewinnausgleich an
ihren Mann zahlen. 





2. Schutz vor VermÃ¶gensmanipulationen 


FÃ¼r die Berechnung des Zugewinns kommt es nach noch geltendem Recht auf den Zeitpunkt der fÃ¶rmlichen
Ãœbersendung (Zustellung) des Scheidungsantrags an. Die endgÃ¼ltige HÃ¶he der Ausgleichsforderung wird aber durch
den Wert begrenzt, den das VermÃ¶gen zu einem regelmÃ¤ÃŸig deutlich spÃ¤teren Zeitpunkt hat, nÃ¤mlich dem der
rechtskrÃ¤ftigen Scheidung durch das Gericht. In der Zwischenzeit besteht die Gefahr, dass der ausgleichspflichtige
Ehegatte sein VermÃ¶gen zu Lasten des ausgleichsberechtigten Ehegatten beiseite schafft. 





Beispiel: Als Karl die Scheidung einreicht, hat er einen Zugewinn von 20.000 EUR erzielt. Seine Frau Franziska hat kein
eigenes VermÃ¶gen. Nach Einreichung der Scheidung gibt Karl 8.000 EUR fÃ¼r eine Urlaubsreise mit seiner neuen
Freundin aus und behauptet zudem, die restlichen 12.000 EUR an der BÃ¶rse verloren zu haben. Als das
Scheidungsurteil rechtskrÃ¤ftig wird, ist Karl kein VermÃ¶gen nachzuweisen. Franziska stehen zwar rechnerisch 10.000
EUR zu. Da das VermÃ¶gen des Karl nach dem Scheidungsantrag aber â€žverschwundenâ€œ ist, hat sie plÃ¶tzlich keinen
Anspruch mehr. 





Vor solchen Manipulationen soll der ausgleichsberechtigte Ehegatte kÃ¼nftig geschÃ¼tzt werden. Die
GÃ¼terrechtsreform sieht daher vor, dass die Zustellung des Scheidungsantrags nicht nur fÃ¼r die Berechnung des
Zugewinns, sondern auch fÃ¼r die konkrete HÃ¶he der Ausgleichsforderung maÃŸgeblich ist. Dann bleiben AnsprÃ¼che
wie der von Franziska im Beispielsfall bestehen. 
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3. Verbesserung des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes 


Der Schutz des ausgleichsberechtigten Ehegatten vor RechtshÃ¤ngigkeit des Scheidungsantrags ist derzeit nur gering
ausgeprÃ¤gt. Das belegt das folgende 





Beispiel: Sabine ist als erfolgreiche Unternehmerin unter anderem AlleineigentÃ¼merin einer vermieteten
Eigentumswohnung. Diese Eigentumswohnung stellt als Kapitalanlage einen nicht unerheblich Teil ihres VermÃ¶gens
dar. Sie will sich von Rolf, einem erfolglosen Vertreter, scheiden lassen und kÃ¼ndigt ihm unter Zeugen an: Du
bekommst von mir nichts. Unmittelbar nach der Trennung inseriert sie die Wohnung zum Verkauf, obwohl dies
wirtschaftlich nicht sinnvoll ist. Rolf befÃ¼rchtet nun, dass der Verkauf nur dazu dienen soll, den ErlÃ¶s beiseite zu
schaffen, um ihm keinen Zugewinnausgleich zahlen zu mÃ¼ssen. 





Nach noch geltender Rechtslage kann Rolf noch nichts unternehmen. KÃ¼nftig kann er aber seine AnsprÃ¼che in einem
vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzverfahren vor Gericht sichern. Damit wird verhindert, dass der andere Ehepartner sein
VermÃ¶gen ganz oder in Teilen beiseite schafft. 

Kanzlei  Kieser und Hegner

http://www.kanzlei-khn.de Powered by Joomla! Generiert: 18 April, 2024, 08:57


